
Zeitungsfrauen, Milchfahrer,
Straßenbahner und andere Früh-
aufsteher der Bezirksstadt Schwe-
rin mögen sich über jene Frauen
und Männer gewundert haben,
die Donnerstag früh gegen 4 Uhr
die Halle am Fernsehturm ver-,
ließen. Es waren die' 650 Teil-
nehmer der 24. Kreisdelegierten-
konferenz der Partei, die — einer
der Diskussionsredner hatte sie
als historisch bezeichnet — nach
elfstündigem Verlauf zu Ende ge-
gangen war. Es war eine vom
Ernst der Situation geprägte,
kampferfüllte, leidenschaftliche
und kritische Beratung gewesen,
in der Parteigeschichte der Stadt

«ohnegleichen.
Groß war die Zahl der Genos-

sinnen und Genossen, die ihre
Meinungen und Vorschläge ein-
bringen wollten. Gegen 22 Uhr
endete antragsgemäß nach fünf-
stündiger Dauer die Diskussion,
in der 20 Delegierte sprachen und
über mehrere Dutzend Anfragen
und Anträge entschieden worden
war. Weitere 51 Wortmeldungen
lagen vor.

Im Verlaufe der emotionsrei-
chen Abrechnung mit Fehlern der
Vergangenheit stellten mehrere
Delegierte fest, daß unser Kampf-
bund durch Machtmißbrauch, Ar-
roganz und Schönfärberei auf al-
len Parteiebenen das Vertrauen
des Volkes verloren hat. Aber
ebenso ehrlich und kenntnisreich
wurden von Diskussionsrednern
neue Standorte bestimmt, um
durch vorbildliche Leistungen an
jedem Platz sich eine neue Posi-
tion zu schaffen. Bei allen Pro?
blemen, die sich gegenwärtig vor

Was Tag für Tag über Macht-
mißbrauch, Korruption und maß-
lose Vergeudung von Volks-
eigentum durch einige „Per-
sönlichkeiten" publik wird,
ist schier unerträglich. Als haupt-
amtlicher Parteisekretär spüre ich
täglich hautnah die wachsende
Bitterkeit und Enttäuschung der
Menschen. Täglich kommen Ge-
nossen, erfahrene, ehrliche, und
geben zutiefst enttäuscht von „ih-
rer Führung" das Parteidokument
ab. Das sind auch gerade für mich
schmerzliche Augenblicke.

Statt Vertrauen aufzubauen,
bauen wir Vertrauen ab, wie der
Hickhack um Wandlitz zeigt. Ge-
nossen, die Jahre-, jahrzehnte-
lang ehrlich unct aufopferungsvoll
gearbeitet haben, geraten so in
Mißkredit, weil der Name SED
täglich neu besudelt wird und
weilvor allem längst notwendige
Konsequenzen, parteiliche und
strafrechtliche, ausbleiben. Das
hat mit einer Vorverurteilung,
die wir nicht wollen, nichts mehr
zu tun. Hier muß sofort und mit
aller Konsequenz gehandelt wer-
den.

Ich verlange:
— die sofortige Eröffnung von
Parteiverfahren und ihre öffent-
liche Bekanntmachung;
— die sofortige Einleitung straf-
rechtlicher Maßnahmen und ihre
öffentliche Bekanntmachung.

Es ist endlich offen, ehrlich und
sauber mit Machtmißbrauch, Kor-
ruption, Vergeudung u. a. m. ab-
zurechnend Nur so haben wir eine
Chance für unsere Zukunft in
einem gedeihlichen Sozialismus.
Dafür will ich all meine Kraft
einsetzen.

Klaus S c h u l z ,
Parteisekretär der

SED-Grundorganisation des
VEB Plastmaschinenwerk

Schwerin

unserer Partei auftürmen, wird
spürbar, daß Hoffnung- besteht,
wenn es uns gelingt, energisch,
konsequent und besonnen die Re-
formen in der Partei, im Staat,
in der Wirtschaft anzugehen.

Denkanstöße dafür gab in sei-
nem Diskussionsbeitrag der 37jäh-
rige Erzeugnisentwickler Heinz-
Joachim Winter. Er arbeitet im
VEB Lederwaren Schwerin und
gehört der Partei seit 13 Jahren
an. Mancher in seinem Kollegen^
kreis habe die Partei in den letz-
ten Tagen verlassen, auch ihm
„fehlte Offensive und Schöpfer-
tum in der Parteiarbeit". Dem
geachteten Fachmann und Genos-
sen sei jedoch klar gewesen,
würde er die Partei verlassen,
folgten ihm andere. „Das kann
doch nicht der Sinn der geleiste-
ten Arbeit sein, ich wollte und
will verändern, Verantwortung
übernehmen. So blieb ich in der
Partei und stehe heute erleichtert
vor euch, denn ich habe mich
nicht aus der Verantwortung ge-
stohlen." •

Weiter sagte er: Wir brauchen
ein neues Statut, ein wirklich-
keitsnahes Programm und nach
den Offenbarungen der letzten
Tage eine neue soziaiistische^Par-
tei. An der Basis, dort wo wir
tagtäglich arbeiten, unterscheidet
man nicht in solchen Kategorien
wie „die Basis hat gute Arbeit
geleistet — die Führung hat ver-
sagt", da ist Genosse Genosse und
Partei Partei; und da werden Feh-,
ler auf alle bezogen. Ich bin für
die Trennung von Staats- und
Parteiführung. Unsere Partei muß

wie jede andere Partei und die
sich bildenden Bürgergemein-
schaften um Vertrauen ' und
schließlich um politische Macht
kämpfen. Dazu brauchen wir De-
mokratie und Programme, die die
Mehrheit unseres Volkes überzeu-
gen, die die Interessen in Realitä-
ten wandeln läßt. Das Hauptfeld
dazu ist und bleibt die Wirt-
schaftspolitik. Dazu erwarten wir
von unserer Partei eine klare
Konzeption, deren Inhalt nur sein
kann, einen möglichst hohen Ge-
winn für die sozialistische Gesell*
schaft leistungsgerecht zu vertei-
len. Ich bin in der Vergangenheit
als Abteilungsleiter Erzeugnisent-
wicklung an unseren Ämtern ver-
zweifelt, an den'theoretischen Bes-
serwissern. Nichts gegen die Exi-
stenz von Beratern, Gutachtern
und anderer Experten, doch muß
deren Status unbedingt geändert
werden, denn auch im Sozialismus
ist der Kunde König und nicht
sein Amtsschimmel. Wir brauchen
und schaffen einen Sozialismus,
in dem ehrliche, aufgeschlossene,
kämpferische und selbstkritische
Parteien eine Lebenschance haben.
Wir sind deshalb für die Neu-
gründung einer sozialistischen
Partei, einer Partei der Arbeiter,
aller Arbeiter, nicht nur der mit
Hammer, Schaufel, Pflug und öl-
verschjniertem Gesicht, nein, auch
der Arbeiter mit Zirkel und Com-
puter, weißem Kittel und runzeli-
ger Stirn, schloß Heinz-Joachim
Winter.

Entsprechend dem Delegierten-
schlüssel wählte die Konferenz
25 Parteitagsdelegierte.

Roland R e p p i c h

Suhl. Die SED verstehe sich im
^Bezirk Suhl künftig nicht als Ar-
beiterpartei, sondern als Partei
der Werktätigen. Denn es gelte
zum Beispiel die Rolle der Intelli-
genz völlig neu zu überdenken,
sagte Suhls 1. SED-Bezirkssekre-
tär, Peter Pechauf, vor der Presse
des Bezirkes. Da das Thema des
Führungsanspruchs zudem „längst
vom Leben überholt" sei, wolle
sich die Partei in dem Thüringer
Bezirk in Kürze gleichfalls mit
allen anderen Partnern an einen
runden Tisch setzen. Die SED habe
im Bezirk Suhl in jüngster Zeit
etwa 15 Prozent ihrer einst 76 000
Mitglieder verloren, zwei- Drittel
'davon Arbeiter. Als Gründe da-
für nannte Peter Pechauf den
Vertrauensverlust-bei vielen auf-r
rechten, stets mit ganzem persön-
lichem Einsatz engagierten Genos-
sen. Gerade sie fühlten sich durch
das Handeln von Honecker, Mit-
tag, Albrecht und anderen, die
nicht die Partei darstellten, betro-
gen.

Nicht zuletzt dadurch befänden
sich viele Grundorganisationen in
einem desolaten Kaderzustand,
seien Sekretäre und Leitungen zu-
rückgetreten. Persönlich sei er der
Auffassung, daß im Vorfeld, des
außerordentlichen Parteitages
Neuwahlen von der Basis her gün-
stiger gewesen wären. Sie hätten
die grundlegende Erneuerung der
SED begünstigt und den oft noch
herrschenden Kampf alter Denk-
weisen gegen den Widerstand der
Mitgliedschaft beendet.

Peter Pechauf bestärkte die
Presse in ihren Aktivitäten, ab-
solute Ehrlichkeit als einzige
Chance' in der derzeitigen Situa-
tion walten zu lassen. Die Bezirks-
leitung habe außerdem'damit be-

„Anforderungen an uns selbst —
Gedanken für eine neue soziali-
stische Gesellschaft" - unter die-
sem Titel erarbeitete und debat-

, tierte die SED-Bezirksleitung
Halle auf ihrer Mittwoch-Sit-
zung ein Diskussionspapier, das
den Mitgliedern bei der Vorbe-
reitung des außerordentlichen
Parteitages helfen soll. Darin
wurde der Vorschlag des halle-
schen Oberbürgermeisters aufge-
nommen, daß alle, die sich dem
Wohl der Bürger verpflichtet
fühlen, an einem runden Tisch
gleichberechtigt Platz nehmen.
Die SED möchte dort Stimme
und Sitz. Der Vorsitz solle ständig
wechseln.

Zugleich sprach sich die Be-
zirksleitung dafür aus, einen bal-
digen Volksentscheid über die
wichtigsten Daseinsfragen der
Bürger der" DDR im Zusammen-
hang mit dem Verfassungsent-
wurf herbeizuführen. Unter an-
derem gehe es um grundlegende
Entschlüsse ' zur sozialistischen
Souveränität der DDR und ihrer
Rolle in Europa, zum Termin
und Modus freier Wahlen, zur
weiteren Gestaltung der Eigen-
tumsformen im Sozialismus und
zur neuartigen Stellung von poli-
tischen Parteien sowie gesell-
schaftlichen Organisationen und
Bewegungen. Festgeschrieben ist
der Standpunkt, daß die Partei
weiterhin politische Arbeit in
Betrieben und Einrichtungen lei-
sten solr** um allen Genossen
Unterstützung zu geben und Ver-
trauen unter den Werktätigen wie-
derzugewinnen. Zugleich müsse
der Parteiapparat erheblich re-
duziert und neustrukturiert wer-
den. .,

An der Bezirksparteischule
können nun auch andere Organi-
sationen Schulungen durchfüh-
ren. Der Anbau an die SED-Be-
zirksleitung wird bereits als Be-
gegnungsstätte für Kunst, Kultur
und Politik genutzt. Deutlich
spürbar ist: Die Bezirksleitung
will mit aller Kraft die gesun-
den Kräfte der Parteibasis unter-
stützen. In diesem Zusammen-
hang sagte der 1. Bezirkssekretär
Roland Claus, daß die Keime der
revolutionären Erneuerung es im
Moment schwer hätten, sich
durchzusetzen. ^Im Apparat der
Partei würde immer noch mehr
über Bewahrung nachgedacht als
über die revolutionäre Erneue-

Freitag:
Kurzer Abriß weißer Flek-
ken — Verdrängung und
Aufarbeitung der Parteige-
schichte
mit: Prof. Walter Wimmer,
Prof. Walter Schmidt, Prof.
Günter Bense, Prof. Rolf
Richter, Prof. Heinz Vößke

gönnen, ihren Apparat, drastisch
sowohl personell als auch mate-
riell zu reduzieren. Das betreffe
auch das künftige Sekretariat, das
noch halb so stark sei wie bisher.

Gleichzeitig formierten sich
Kräfte der Partei neu, allerdings
in einem Spektrum von kommu-
nistischen Linkskräften bis hin zu
sozialdemokratischen Richtungen.
Deshalb gelte es jetzt, sich nicht
länger bei sich selbst aufzuhalten,
sondern bei schnellster Aufklä-
rung und Analyse der Fehler und
Vergehen ein, Konzept für eine
konstruktive gleichberechtigte Ar-
beit zu schaffen. Auch im Bezirk
Suhl, sagte Peter Pechauf, sei das
Hineinreglementieren ohne Kom-
petenz wie bei Wirtschaftsfragen
vorbei, funktioniere das Alltags-
leben trotz Problemen bei Ar-
beitskräften und Material.

Auch die öffentliche Ordnung
sei gewährleistet, trotzdem die zur
BRD offene Staatsgrenze — 400
Kilometer lang im Bezirk Suhl - .
mit ihren' elf statt sonst zwei
Übergängen große materielle und
personelle Anstrengungen erfor-
dere. Zum Problem einer Wieder-
vereinigung beider deutscher
Staaten betonte er, sie stehe-auch
aus seiner Sicht nicht zur Diskus-
sion. Der Aufruf von namhaften
Persönlichkeiten unseres Landes
habe deshalb seine volle Zustim-
mung. (ADN)

Unter der Überschrift „Okto-
bertage im Politbüro" schildert
Politbüromitglied Siegfried Lo-
renz in einem Interview der Karl-
Marx-Städter SED-Bezirkszeitung
„Freie Presse" vom Donnerstag
Ereignisse und interne Auseinan-
dersetzungen in der SED-Spitze
während der vergangenen MOT
nate. Viele Genossen der alten
Führung hätten bis zuletzt eine
Sicht auf die Dinge gehabt, die an
der Tragweite und der Tiefe der
im Leben vor sich gehenden Pro-
zesse völlig vorbeiging, Mit
Halbwahrheiten, mit kosmeti-
schen Korrekturen habe man über
Uie Runden kommen wollen;

Der aktuelle Ausgangspunkt
der Auseinandersetzungen im
Politbüro, heißt es im Interview,
waren die unterschiedliche Beur-
teilung der Ausreisewelle im Au-
gust und das immer drängendere
Aufkommen vieler kritischer For-
derungen durch Massendemon-
strationen, von der Basis der Par-
tei, aus Arbeitskollektiven, von
Künstlern und Wissenschaftlern.
Es gab eine Gruppe im Politbüro,
insbesondere von Genossen Krenz
repräsentiert und zu der sich
auch Siegfried Lorenz zähle, die
zu diesen Fragen Entscheidungen
forderte. Vor dem Jahrestag der
Republik seien diese Probleme
von Erich Honecker, flankiert von
anderen wie Günter Mittag, vom
Tisch, gewischt worden. Als Erich
Honecker krank war und Günter
Mittag die Politbürositzungen
leitete, habe es scharfe Auseinan-
dersetzungen gegeben, im wesent-
lichen hervorgerufen von Günter
Schabowski, Werner Krolikowski
und ihm. „Bei den damaligen
Kräfteverhältnissen im Politbüro
konnten wir keine Entscheidung
durchsetzen. Günter Mittag hat
das offensichtlich in Abstimmung
mit Erich Honecker verhindert.
Sie glaubten, die Situation mit
administrativen Mitteln bewälti-
gen zu können, während wir eine
politische Lösung forderten." Bei
der Ignoranz der Schwere der
Situation spielte der Begriff „Un-
terbinden" eine besondere Rolle.

Die Position von Egon Krenz
lautete nach den Worten von
Siegfried Lorenz: Politische Kon-
flikte muß man unbedingt mit
politischen Mitteln lösen. Das
war der Kernpunkt einer dra-
matischen Sitzung am 10. und 11.
Oktober. Wir forderten eine Er-
klärung, die eindeutig die Vor-
gänge im Lande als eine krisen-
hafte Situation charakterisierte
und die Notwendigkeit politischer
Lösungen hervorhob. Die von
Egon Krenz vorgeschlagene Er-
klärung ist zunächst von Erich
Honecker mit der Behauptung,
das bedeute eine Spaltung der
Führung, abgelehnt worden. Die-
ser Haltung schlössen sich am
deutlichsten Günter Mittag und
Joachim Herrmann an, andere

Ich erwarte nicht Geschenke
wie bei vergangenen Parteitagen,
sondern handfeste Beschlüsse.
Dazu gehören vor allem solche
Maßnahmen, die es mir nach.
20 Jahren Mitgliedschaft der SED
auch weiterhin ermöglichen, Ge-
nosse zu bleiben — und zwar in
einer Partei, die der Meinung,
dem Wollen und Wirken des Vol-
kes entspricht. Ich erwarte end-
lich eine Partei, in der die Genos-
sen bestimmen und nicht der Ap-
parat. Und um den Bürgern wie-
der in die Augen sehen zu kön-
nen, erwarte ich schnellstens eine
offene Abrechnung mit der Poli-
tik der- letzten Jahre und den
dafür Verantwortlichen. Ich will

wissen, wem ich noch trauen kann.
Als Bürgermeister einer Stadt
mit rund 17 300 Einwohnern habe
ich auch konkrete Vorstellungen
für eine neue Kommunalpolitik.
Ein Vorschlag besteht darin, die
bis dato üblichen Kommunalver-
träge in gesetzliche Kommunal-
abgaben umzuwandeln. Damit
würden die Abgeordneten und
ihre örtlichen Räte nicht mehr als
Bittsteller vor den Betrieben ste-
hen. Und die Betriebe wiederum
müßten materielle und finanzielle
Leistungen zur Verschönerung ih-
res Territoriums abgeben.

Parteitagsdelegierter
Wolfgang B e r n i c k e,

Bürgermeister in Genthin

Die tiefgreifende Reform des
politischen Systems, die auf der
Tagesordnung steht, führt zu
einer pluralistischen Gesellschaft,
in der die SED ihren Platz neu
bestimmen- muß. Als „Gleiche
unter Gleichen" wird sie bei den
im kommenden Jahr stattfin-
denden freien, allgemeinen und
geheimen Wahlen um das Ver-
trauen der Wähler mit ihren
Vorschlägen zur revolutionären
Erneuerung des Sozialismus rin-
gen.

Die Forderung nach wirklicher
Machtausübung durch das Volk
verlangt, daß die Volksvertre-
tungen von nun an ihre Funktion
als souveräne Machtorgane, die
nur dem Volk verantwortlich
sind, uneingeschränkt ausüben
können. Das heißt, daß die parla-
mentarische Arbeit der SED einen
weitaus höheren Stellenwert er-
langt.

Da die Wahlen in den Terri-
torien stattfinden, die zu wäh-
lenden Kandidaten sich hier vor-
stellen und gewählt werden müs-
sen und auch hier wieder Rechen-
schaft gegenüber ihren Wählern
ablegen müssen, ist es zwingend
erforderlich, daß sich die SED
vorrangig in Parteiorganisatio-
nen entsprechend der Wahlkreise
organisiert. Die bisherigen Par-
teiorganisationen in den Terri-
torien genügen den neuen An-
forderungen nicht.

Es darf auch nicht außer acht
gelassen werden, daß die anderen
Parteien in Ortsgruppen wirken
und sich in der Vergangenheit
schon vielfach gute Positionen
im Territorium erarbeitet haben.
Jeder kann sich vorstellen, wel-
che Chancen ein zu wählender
Abgeordneter der SED hat, der
sich — wie bisher praktiziert —
meist nur kurz vor der Wahl ein-
mal im Wahlkreis zeigt und den
Bürgern so gut wie nicht bekannt
ist.

Die Abgeordneten der SED in
den Volksvertretungen sollten
engen Kontakt mit den Partei-
organisationen im Wahlkreis hal-
ten, mit ihrer Unterstützung öf-
fentliche Foren veranstalten, wo
sie die Positionen der SED zu
den notwendigen Erneuerungs-
prozessen einbringen. Dabei ist
zu berücksichtigen, daß die terri-
torialen Parteileitungen den Ab-
geordneten lediglich Empfehlun-
gen für ihr Auftreten geben kön-
nen, da diese in erster Linie
ihren Wählern gegenüber rechen-
schaftspflichtig sind.

Die Beantwortung der Frage
nach dem künftigen Wirken der
Partei in den Betrieben verlangt
zunächst, sich Klarheit darüber
zu verschaffen, daß die ange-
strebte Durchsetzung der Rechts-
staatlichkeit eine völlige recht-
liche Gleichstellung aller politi-
schen Parteien einschließt." Das
bedeutet, entweder allen Parteien
das Recht einzuräumen, sfcff in
den Betrieben und Einrichtungen
zu organisieren oder es für alle
gleichermaßen zu verbieten.

Wir vertreten den Standpunkt,
daß allen politischen Parteien
das demokratische Recht der Bil-
dung von Organisationen in den
Betrieben und Einrichtungen zu-
gestanden werden müßte. Zwei-
fellos hat insbesondere die SED
auf Grund ihrer sozialen Zusam-
mensetzung daran ein vitales
Interesse. Angesichts des zentra-
len Stellenwerts der Arbeit, der
revolutionären Wandlungen in
den Produktivkräften und der
damit verbundenen sozialen
Konsequenzen bedeutete ein voll-
ständiger Verzicht auf das Wir-
ken insbesondere im Bereich der
materiellen Produktion für die
SED, wesentliche Felder der In-
teressenvertretung der Werk-
tätigen aufzugeben und damit

auch ihren Einfluß in der Gesell-
schaft insgesamt, einschließlich
bei Wahlen, zu schwächen.

Gleichzeitig damit wird sich
das Wirken der Partei in den Be-
trieben vor allem aus zwei Grün-
den einschneidend verändern.
Zum einen ist das die strikte Ab-
grenzung der Funktionen von
staatlichen, wirtschaftsleitenden
Organen und Partei. Dies behin-
haltet, daß die bisherige Praxis
direktiver Vorgaben durch die
Partei, deren oftmals administra-
tives Einmischen in die operative
.Leitungstätigkeit konsequent
überwunden werden müssen. Das
erfordert, daß das unrechtmäßi-
gerweise im Statut der SED
(Abs. 63) formulierte Kontroll-
recht der Parteiorganisationen
über die Betriebsleitungen ge-
strichen wird.

Zum anderen wird die ange-
strebte radikale Wirtschafts-
reform zur Folge haben, daß die
staatlichen Leiter und Arbeits-
kollektive in der Volkswirtschaft
in einer bisher nicht gekannten
Art und Weise ökonomischen
Zwängen unterliegen, die nicht
durch Weisungen von Leitungen
irgendeiner Partei eingeschränkt
oder außer Kraft gesetzt werden-
können.

Wie die Inhalte und Formen
der Parteiarbeit konkret auszu-
sehen haben, ist zweifellos in der
ganzen Partei weiter zu diskutie-
ren. Aus unserer Sicht möchten
wir dazu folgende erste Über-
legungen beisteuern. Zukünftig
muß die gesamte Parteiarbeit
konsequent außerhalb der Ar-
beitszeit erfolgen. Dies ist sowohl
ein ökonomisches Erfordernis als
auch eine Konsequenz aus der
gleichberechtigten Stellung aller
Parteien.

Die neue Stellung der SED in
den Betrieben und Einrichtungen
gebietet es auch, auf hauptamtli-
che Funktionäre zu verzichten. Im
gleichberechtigten Dialog mit den
anderen politischen und gesell-
schaftlichen Kräften werden die
Genossen und Parteiorganisatio-
nen alle Gremien demokratischer*
Meinungsbildung zur Vorberei-
tung von Entscheidungen nutzen.
Ein solches gesellschaftliches En-
gagement sowie eine vorbildliche
Arbeitseinstellung jedes einzelnen
Genossen werden wesentlich das
Ansehen der Partei bestimmen.

Die Dezentralisierung in der
Wirtschaftsleitung eröffnet auch
neue Möglichkeiten, auf die öko-
nomische und soziale Entwicklung
in den Wirtschaftseinheiten Ein-
fluß zu nehmen. Gleichzeitig wer-
den auch vollkommen neue, Pro-
bleme entstehen. So wäre es u. E.
eine Herausforderung an die Mit-
glieder der SED, Versuchen einer
Überbetonung kurzfristiger be-
trieblicher Interessen, etwa Er-
höhungen der Löhne und Preise
für Erzeugnisse des Betriebes,
zum Nachteil langfristiger Inter-
essen der gesamten Gesellschaft,
entgegenzuwirken. Positionen
müssen die Genossen in den Be-
trieben auch dazu entwickeln, wie
sie sich zur konsequenten Durch-
setzung des Leistungsprinzips und
den möglicherweise damit ver-
bundenen sozialen Spannungen
stellen.

Praktisch geht es jetzt darum,
die Parteiarbeit in den Betrieben
auf die neuen Bedingungen einzu-
stellen und zu beginnen, kampf-
starke Parteiorganisationen in
den Wahlkreisen zu bilden. Dieser
Prozeß muß so erfolgen, daß die
Aktionsfähigkeit der Partei er-,
halten und gestärkt wird, und
zwar sowohl im Betrieb als auch
im Territorium.
1 Dr. Heidemarie A n g e l e

Dr. Manfred H e i n r i c h ,
Akademie für Gesellschaftswis-

senschaften beim ZK der SED

Nach wie vor erhalten wir täglich viele Briefe und Anrufe, die Fragen
der Vorbereitung des außerordentlichen Parteitages der SED berühren.
Wir bitten erneut um Verständnis, daß wir nicht jede Zuschrift, jede Frage
beantworten, geschweige denn veröffentlichen können. Seien Sie aber
versichert, daß wir Ihre Post sorgfältig für unsere redaktionelle Arbeit
auswerten sowie Vorschläge und Meinungen an die zuständigen Stellen
weiterleiten.

Ich bleibe nicht „noch in der
Partei, bis ...", sondern ich bleibe
in meiner Partei, weil meine Par-
tei wurzelt im Kampf Tausender,
die durch Höllen gingen, um die
tausendjährige Ausbeutung des
Menschen für immer zu beseiti-
gen und eine Ordnung der
menschlichen Gesellschaft zu
schaffen, in der nicht ein einziger
mehr in Hunger und Elend leben
muß. Arbeiterbewegung und Anti-
faschismus sind keine leeren Be-
griffe, sondern historische und
erlebte Vergangenheit und Gegen-
wart! Sie dürfen nie vergangen
sein.

Ich bleibe in meiner Partei,-
weil sie die Partei Ernst
Thälmanns, Wilhelm Piecks und
auch Otto Grotewohls ist, die
historisches Neuland beschritt und
unsere Werktätigen zu Leistun-
gen historischen Ausmaßes
führte. Ich bleibe, weil meine
Partei aus Rückschlägen und Nie-
derlagen lernte und lernen und
nochmals lernen und umdenken
Wird, um den besten Weg durch
und für unser Volk zu finden.

Ich bleibe nicht „noch, b is . . . ",
denn das hieße abwarten. Jetzt ist
intensivstes Nachdenken, Han-
deln und Mithelfen jedes Mit-1

gliedes unserer Partei gefragt.
Erst in Stürmen zeigt sich ein
ehrlicher Kommunist. Es muß
wieder Leninsche Bescheidenheit
Grundzug aller in unseren Rei-
hen werden, was die Bereitschaft
einschließt, die Interessen unseres
Volkes über die eigenen zu stel-
len. Für Arroganz auf allen Ebe-
nen ist kein Platz. Wir müssen
mithelfen, daß wieder moralisch-

ethische Werte wie Achtung vor
den Menschen und dem von ihnen
Geschaffenen, Hilfsbereitschaft,
Güte, Toleranz den ihnen ge-
bührenden Platz einnehmen. Und
Mut, Kampfbereitschaft und
Ehrlichkeit.

Ich bleibe, denn ich habe die
Zuversicht und die Gewißheit,
daß meine Partei die erforderliche
Kraft und Klugheit besitzt, für
einen Sozialismus zu wirken, in
dem jeder Bürger sich in seiner
Individualität verwirklichen kann
und wird. Und dabei darf das
Verhältnis zur Sowjetunion nie
wieder gestört werden.

R. F r e u n d ,
Piesporter Straße 86,

Berlin, 1120

So erschreckend die jetzt er-
scheinenden Berichte über den
Amtsmißbrauch ehemals führen-
der Parteifunktionäre auch sein
mögen, man sollte bei aller Ent-
rüstung nicht vergessen, daß sol-
che Erscheinungen nur der krasse-
ste Ausdruck eines unsere ganze
Gesellschaft durchziehenden Be-
trugs-, Korruptions- und Privile-
giensystems sind. Wer kennt sie
nicht, den Herrn A, der 50 Mark
rüberreicht, damit eine Repara-
tur schnell und ordentlich erledigt
wird, den Herrn B, der dieses
Geld mit geübter Handbewegung
einstreicht, drei Stunden arbeitet
und sechs anschreibt, die Frau C,

die in ihrem Laden dem Herrn B,
der beim "Bezahlen immer so" groß-
zügig aufrundet, ein paar rare Ar-
tikel reserviert usw. Der Werte-
verfall in unserem Lande ist all-
gemein, und das ist wohl ein grö-
ßeres und schwerer zu bewälti-
gendes Problem als solche spekta-
kulären Einzelfälle wie Harry
Tischs Sonderjagdgebiet.

Dr. phil. E. W e i n h o l z ,
Dimitroffstraße 124,

Berlin. 1055

Die Genossen der WPO 13, Ber-
lin-Lichtenberg haben die sich
seit dem 18. Oktober 1989 immer
mehr häufenden Informationen
über die Tiefe der politischen,
ideologischen und ökonomischen
Krise, in der die Partei und die
DDR stecken, unterschiedlich auf-
genommen: Wir fühlen uns be-
trogen, wir sind bestürzt, ent-
setzt, verzweifelt, empört. Aber
wir resignieren nicht. Wir stehen
zur qualitativen Erneuerung der
Partei und werden dabei mittun.
Unbeirrt vertreten wir weiter un-
sere marxistisch-leninistische
Weltanschauung, deren zeitgemä-
ße Anwendung zum gesellschaft-
lichen Fortschritt führt.

Um das überzeugt tun zu kön-
nen, fordern wir vom außer-
ordentlichen Parteitag Beschlüsse,
die sichern: den Rücktritt des
Zentralkomitees, des Politbüros
und anderer zentraler Partei-
organe: eine ehrliche und scho-
nungslose Offenlegung der Ursa-
chen für die Krise; die Benen-
nung der Schuldigen und eine
selbstkritische Rechenschaft der
ehemaligen Parteiführung; die
Aufdeckung ihres politischen
Machtmißbrauchs und ihrer Privi-
legien; die Sicherung der Einheit
und Reinheit unserer Partei, der
innerparteilichen Demokratie und
des demokratischen Zentralismus;

die Offenlegung der Parteifinan-
zen.

Die neugewählte Parteiführung
sollte darüber nachdenken, wie-
viel weniger Gehalt Parteifunk-
tionäre der ersten Stunde erhiel-
ten und mit welchen geringen
Renten sie leben müssen. Sie kom-
men nicht in den Genuß der Zu-
satzrente.

Wir wenden uns entschieden
gegen jede Diskriminierung unse-
rer Partei, weil wir uns, wie Mil-
lionen Kampfgenossen, nichts vor-
zuwerfen haben. Die Partei wird
leben und kämpfen. Mit den uns
zur Verfügung stehenden Kräften,
werden wir auch in Zukunft ak-
tiv sein.

Dieser Beschluß wurde ein-
stimmig gefaßt.

Ilse K e l b e r ' t - G i r a r d ,
i. A. der Parteileitung

Auf öffentlichen Demonstration
nen und Foren wird immer wie-
der die Forderung erhoben, Par-
teischulen, Gästehäuser und Fe-
rienheime der SED zun allgemei-
nen Nutzung beziehungsweise an
andere Organisationen, Institu-
tionen und Gemeinden zu über-
geben. Als Genossen sind wir
eigentlich immer davon aüsgegan-'
gen, daß diese Einrichtungen aus-
schließlich durch Gelder der SED
errichtet wurden. Wenn diese An-
nahme richtig ist, müssen wir
fragen, mit welchem Recht An-
hänger des Neuen Forums und
anderer Gruppierungen diese
Forderungen erheben dürfen. Wie
oft wurden wir von Nichtgenos-
sen „mitleidig" belächelt, wenn
von unserem monatlichem Bei-
tragsaufkommen die Rede war.
Daher sind wir der Meinung, daß
ausschließlich' durch uns Genos-
sen zu entscheiden- ist, was mit
diesen Einrichtungen zu passieren

hat. Denn bisher waren ZK-
Heime und Gästehäuser für uns
Genossen der Basis auch „Sperr-
zone". Unser Privileg bestand
darin, monatlich unseren Beitrag
zu bezahlen.

Weiter möchten wir zu beden-
ken geben, daß gerade in dieser
Phase der Umgestaltung, in der
viele junge, unerfahrene Genos-
sen, die bereit sind, in dieser für
die Partei so schwierigen Situa-
tion Leitungsfunktionen zu über-
nehmen, unbedingt durch ent-
sprechende Schulungen darauf
vorbereitet werden müssen. Da-
her kann es nicht - sein, daß zur
Beruhigung der Gemüter durch
führende Funktionäre unserer
Partei die anderweitige Nutzung
der Parteischulen angeboten wird.

Parteigruppe der Staatlichen
Qualitätsinspektion des

ASMW im Kombinat SKL
Magdeburg

Man hört heute viele unge-
heuerliche Aussagen über die
SED. Ich muß dabei an die vie-
len Mitglieder unserer Partei
denken^ die sich von 1945 an
ehrlich für eine neue Gesell-
schaft, den Sozialismus, eingesetzt
haben. Diese Genossen und auch
die jüngeren sind enttäuscht und
genauso empört wie alle anderen
Bürger. Unser Vertrauen ist
ebenso mißbraucht worden, aber
nicht durch die eigentlichen Idea-
le der Partei, sondern durch füh-
rende Funktionäre. Es ist nur zu
begrüßen, wenn sich heute viele
Bürger für die Durchsetzung von
Gerechtigkeit einsetzen. Man soll-
te aber vor Eifer nicht ungerecht
werden gegen ehrliche Menschen.

Manfred S ü ß r a a n n ,
Lehrer an der

Nikolai-Ostrowski-Oberschule
Neuhausen

nahmen einen unentschlossenen
Standpunkt ein.

Der Druck und die Argumente
der Basis, die wir in die harte
Auseinandersetzung einbrachten,
waren schließlich maßgebend für
die veröffentlichte Erklärung.
Damit war im Grunde genommen
erst der Anfang gemacht. Aller-
dings haben wir durch den un-
verantwortlichen Starrsinn enorm
Zeit und vor allem Handlungs-
fähigkeit verloren. Hauptverant-
wortliche für den alten Kurs
mußten, abgelöst werden, die
Auseinandersetzung darüber am
'17. Oktober dauerte wiederum
einen ganzen Tag, bevor die Ent-
scheidung zu Erich Honecker,
Günter Mittag und Joachim Herr-
mann getroffen War.

Auf die Frage der „Freien
Presse", wie ihm dabei persön-
lich zumute gewesen sei, antwor-
tete Siegfried Lorenz u.a.: „Das
Argument, die Einheit und Ge-
schlossenheit der Parteiführung
nicht zu gefährden, hat sowohl
Egon Krenz, mich und andere Ge-
nossen davon abgehalten, zu einem
wesentlich früheren Zeitpunkt
Entscheidungen über Grundfra-
gen zu suchen. Das war aus heuti-
ger Sicht eindeutig ein falsches
Verhalten. Ich mache mir hier
schwere Vorwürfe, da ich seit vier
Jahren Politbüromitglied bin.
Selbstverständlich ist die Einheit
der Partei unverzichtbar, aber
wir dürfen zu keiner Zeit wie-
der zulassen, daß dieses lebens-
wichtige Prinzip der Einheit miß-
braucht wird, um Ergebenheit zu
einer Person oder einer Gruppe
von Personen zu erzeugen. Kritik
und Selbstkritik ohne Ansehen
der Person müssen wieder zu
Grundnormen unserer Partei ge-
hören." Diese Erkenntnis sei ihm
nicht über Nacht gekommen, son-
dern der Widerspruch zwischen
seinen Erwartungen an die Arbeit
im Politbüro und dem, was er zu-
nehmend an Verdrängung von
Problemen, an Schönfärberei, an
Hinausschieben von Entscheidun-
gen und Halbwahrheiten erlebte,
sei immer größer geworden. Hinzu
käme, daß die Mehrheit der Polit-
büromitglieder durch Günter Mit-
tag vorsätzlich über die Wirt-
schaftslage desinformiert wurde.

Als einen zentralen Punkt des
außerordentlichen Parteitages der
SED bezeichnete Siegfried Lo-
renz die Frage nach Garantien,
daß nicht Machtmißbrauch und
Führungsschwäche wieder zu
einer derartigen, Situation im
Lande führen können. Es gehe
um gründliche und ehrliche Ana-
lysen der Ursachen. Fehler und
Versäumnisse. „Nur so können wir
zu einer tiefgreifenden Erneue-
rung, zu einem Neubeginn kom-
men, auch zu einem neuen Zen-
tralkomitee, das vom Vertrauen
der Delegierten und ; damit/, der
Mitglieder getragen ist."

Montag:
Quotierte Gleichberechti-
gung?
Ort: Haus des ZK, Eingang
Oberwasserstraße
Zeit: ieweils 18 Uhr.

„Ich wollte und will verändern,
deshalb blieb ich in der Partei"

Am runden Tisch Stimme und
Sitz — über nicht den Vorsitz

Die Zukunft der SED — im
Betrieb oder Wohngebiet?

Der Werteverfall
ist allgemein

Entschieden gegen
Diskriminierung

Wer entscheidet
über Gästehäuser? Vor Eifer nicht

ungerecht werden

Statt Arbeiterpartei eine
Partei der

rung.
Ute B r o c k h a u s

Gleichberechti-
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Klare Worte in einer heftigen Debatte „Oktobertage im Politbüro1

Interview von „Freie Presse" mit Siegfried Lorenz

Wie Erzeugnisentwickler Heinz-Joachim Winter in Schwerin seine Position begründete

Überlegungen im Bewirk SuhlAngemerkt

Schmerzlich

Meinungen, Argumente

Aus Leserbriefen an die Redaktion von ,Neues Deutschland7

Handeln, Mithelfen nötig

Podiumsgespräche

brangsch
Hervorheben

brangsch
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